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Macht der Verfassungsschutz „Jagd auf politisch engagierte Jugendliche“? Das sagt der
Fraktionsvorsitzende und innenpolitische Sprecher des BSW im brandenburgischen
Landtag, Niels-Olaf Lüders, wie die Berliner Zeitung berichtet. Jugendliche, die gegen die
Wiedereinführung der Wehrpflicht auf die Straße gingen, würden „unter
Extremismusverdacht gestellt“. Lüders spricht davon, dass Schulleiter zu „Hilfssheriffs des
Verfassungsschutzes“ degradiert würden, und sieht einen „Frontalangriff auf die
demokratische Meinungsfreiheit“. Der Anlass für die scharfe Kritik: Das
Bildungsministerium hat laut Berliner Zeitung ein Warnschreiben vom Verfassungsschutz
an die Schulen geschickt. Was ist da los? Von Marcus Klöckner.

Dieser Beitrag ist auch als Audio-Podcast verfügbar.

https://www.nachdenkseiten.de/upload/podcast/260610-Frontalangriff-auf-demokratische-M
einungsfreiheit-NDS.mp3

Podcast: Play in new window | Download

Die Schulen in Brandenburg haben einen Brief vom Ministerium für Bildung, Jugend und
Sport (MBJS) erhalten. In dem Schreiben ist eine Warnung enthalten. Die Schulstreiks
gegen eine neue Wehrpflicht seien einer „fortlaufenden Instrumentalisierung“ durch
„Linksextremisten“ ausgesetzt.

Eine politische Bewertung durch das Ministerium liege aber dem Schreiben nicht zugrunde.
Es gehe lediglich darum, relevante Informationen des Verfassungsschutzes den Schulen
nicht vorzuenthalten, so das Ministerium gegenüber der Berliner Zeitung.

In dem Zeitungsartikel heißt es:

„Das Ministerium sei verpflichtet, für die Schulen relevante Hinweise anderer
Behörden weiterzugeben. Schulleitungen müssten auf einer derartigen
grundsätzlichen Kenntnislage die konkrete Situation vor Ort im Sinne des
Schutzes von Kindern und Jugendlichen einschätzen können. Eine politische
Positionierung sei damit nicht verbunden.“

Das BSW sieht in dem Vorgehen eine Ungeheuerlichkeit.

Das Bildungsministerium agiere als „Postbote für Geheimdienste“, sagte der
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bildungspolitische Sprecher Falk Peschel laut Berliner Zeitung. Die Schulen des Landes
sollten „Orte des offenen, angstfreien Austauschs sein, keine Überwachungszonen des
Staates“. Genau diese Gefahr bestehe aber, wenn Lehrer angehalten würden, ihre Schüler
zu melden.

Wie die Berliner Zeitung schreibt, geht das Bundesamt für Verfassungsschutz davon aus,
dass „vor allem dogmatische Linksextremisten“ die Debatte um den neuen Wehrdienst als
„vielversprechende Möglichkeit“ sehen würden. Und das Innenministerium Schleswig-
Holstein beruft sich auf Informationen des Landesamtes für Verfassungsschutz, das die
Lage ähnlich einstuft.

Deutlich wird: Die Schülerstreiks werden negativ gerahmt. Wie real Einflüsse aus angeblich
linksextremistischen Kreisen tatsächlich sind, sei dahingestellt. Fakt ist: Viele junge Leute
wollen sich nicht zur Speerspitze einer neuen Wehrpflicht machen lassen, während die
Politik die Losung „Kriegstüchtigkeit“ ausgibt. Ihren Protest bringen sie im besten
demokratischen Sinne auf die Straße. Tatsache ist aber auch: Der Politik ist der Protest ein
Dorn im Auge. Und schon präsentieren die Geheimdienste einen Extremismuseinfluss.

Dass hierbei die Informationen von den Diensten zum Ministerium und vom Ministerium zu
den Schulen laufen, lässt tief blicken. Vordergründig lässt sich nachvollziehen, dass Schulen
vor radikalen Einflüssen – belassen wir es an dieser Stelle nur bei der Erwähnung des
Wortes „radikal“, ohne den Begriff näher zu definieren – gewarnt werden müssen.
Andererseits ist gerade bei Protesten, die eine vorherrschende politische Stoßrichtung im
Auge haben, Vorsicht angebracht. Denn: Der Extremismusverdacht wiegt schwer. Er kann
auch politisch instrumentell erhoben werden, um einen Protest zu diskreditieren.

Eine Frage stellt sich, die sich aber nur aus dem Innern der Schulen beantworten lassen
wird: Wie gehen die Schulleiter und die Lehrer mit diesem Schreiben um?
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